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Humboldt-Universität zu Berlin

Prüfungsordnung

für den Weiterbildenden postgradualen Zusatzstudien-
gang Europawissenschaften (Masterstudiengang)

Präambel

Aufgrund von § 74 Abs. 1 und 4 des Berliner Hochschul-
gesetzes (BerlHG) in der Fassung  vom 17. November
1999 (GVBl. S. 630), zuletzt geändert durch Gesetz vom
8. Oktober 2001 (GVBl. S. 534) bzw. § 23 Abs. 1 und 4
Vorläufige Verfassung der Humboldt-Universität zu Ber-
lin (Amtliches Mitteilungsblatt der HUB Nr. 08/2002)
und § 22 Abs. 1 Nr. 1 Grundordnung der Technischen U-
niversität Berlin (Amtliches Mitteilungsblatt der TUB Nr.
2/2000), hat die Gemeinsame Kommission für den Wei-
terbildenden postgradualen Zusatzstudiengang Europa-
wissenschaften (Masterstudiengang) der Freien Universi-
tät Berlin, der Humboldt-Universität zu Berlin und der
Technischen Universität Berlin am 22. Januar 2003 fol-

gende Ordnung erlassen:∗)

§ 1 Geltungsbereich, Regelstudienzeit

(1) Diese Prüfungsordnung regelt Anforderungen und
Verfahren der studienbegleitenden Prüfungsleistungen
sowie der Masterarbeit bzw. Abschlussarbeit und ihrer
mündlichen Verteidigung im Weiterbildenden postgra-
dualen Zusatzstudiengang Europawissenschaften (Mas-
terstudiengang).

(2) Die Regelstudienzeit beträgt 2 Semester.

§ 2 Prüfungssprache

Die Prüfungen können in deutscher, englischer oder
französischer Sprache durchgeführt werden. Dabei ist
Einvernehmen zwischen Prüfer/Prüferin und Prüfungs-
kandidaten/Prüfungskandidatinnen herzustellen. Über
die Zulassung einer anderen Prüfungssprache entschei-
det der Prüfungsausschuss.

                                           
∗) Diese Prüfungsordnung wurde am 29. Januar 2003 von der Senatsver-
waltung für Wissenschaft, Forschung und Kultur befristet bis zum Ende des
Sommersemesters 2004 bestätigt.

§ 3 Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation und die ordnungsgemäße Ab-
wicklung der Prüfungen sowie zur Wahrnehmung der
durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben
wird von der Gemeinsamen Kommission ein Prüfungs-
ausschuss eingerichtet.

(2) Zu Mitgliedern des Prüfungsausschusses werden von
der Gemeinsamen
Kommission bestellt:

1. aus den beteiligten Universitäten jeweils ein Hoch-
schullehrer/ eine Hochschullehrerin, der/ die an der
Durchführung des Weiterbildenden postgradualen
Zusatzstudiengangs Europawissenschaften (Master-
studiengang) beteiligt ist,

2. ein akademischer Mitarbeiter/ eine akademische
Mitarbeiterin aus einer der beteiligten Universitäten,
der/ die an der Durchführung des Weiterbildenden
postgradualen Zusatzstudiengangs Europawissen-
schaften (Masterstudiengang) beteiligt ist,

3. eine Studentin/ ein Student des Weiterbildenden
postgradualen Zusatzstudiengangs Europawissen-
schaften (Masterstudiengang); § 32 Abs. 2 BerlHG
bleibt unberührt.

(3) Der Prüfungsausschuss bestellt aus der Mitte der dem
Prüfungsausschuss angehörenden Hochschullehrer/
Hochschullehrerinnen einen Vorsitzenden/ eine Vorsit-
zende sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden/ eine
stellvertretende Vorsitzende.

(4) Für jedes Mitglied wird von der Gemeinsamen Kom-
mission ein Stellvertreter/ eine Stellvertreterin bestellt.
Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsausschusses be-
trägt zwei Jahre, des studentischen Mitglieds ein Jahr.
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(5) Der Prüfungsausschuss kann seine Aufgaben allge-
mein oder im Einzelfall auf den Vorsitzenden/ die Vorsit-
zende übertragen. Die Befugnis des Prüfungsausschus-
ses, eigene Entscheidungen zu treffen, bleibt unberührt.
Über Einwände gegen Entscheidungen des Vorsitzenden/
der Vorsitzenden entscheidet der Prüfungsausschuss.
Kann der Prüfungsausschuss im Falle dringender Ent-
scheidungen nicht rechtzeitig einberufen werden, ent-
scheidet der Vorsitzende/ die Vorsitzende durch Eilent-
scheidung. Der/ die Vorsitzende ist verpflichtet, den Prü-
fungsausschuss über die von ihn getroffenen Eilentschei-
dungen zu unterrichten.

(6) Der Prüfungsausschuss berichtet der Gemeinsamen
Kommission regelmäßig über die Entwicklung der Prü-
fungen.

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das
Recht, während der Prüfungen anwesend zu sein und
sich umfassend über die Einhaltung dieser Prüfungsord-
nung zu informieren. Mündliche Prüfungen finden uni-
versitätsöffentlich statt, es sei denn, ein Prüfling wider-
spricht.

§ 4 Prüfer/ Prüferinnen

Prüfungen werden von der jeweils verantwortlichen
Lehrkraft als Prüfer/ Prüferin, abgenommen. Die Master-
arbeit bzw. Abschlussarbeit, ihre mündliche Verteidigung
und die studienbegleitende Prüfungsleistung im Rahmen
des Pflichtmoduls rechtliche, politische und wirtschaftli-
che Grundlagen der europäischen Integration (§ 7 Abs. 2
Nr. 5 Studienordnung) werden von zwei Prü-
fern/Prüferinnen bewertet. Mündliche Einzelprüfungen
können von einem Prüfer/ einer Prüferin im Beisein ei-
nes sachkundigen Beisitzers/ einer sachkundigen Beisit-
zerin bewertet werden.

§ 5 Pflicht zur Verschwiegenheit

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Prüfer/
Prüferinnen sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen in
dieser Eigenschaft bekannt gewordenen Angelegenheiten
verpflichtet.

6 Prüfungstermine

Die Prüfungstermine für studienbegleitende Prüfungen
sowie für die mündliche Verteidigung der Masterarbeit
bzw. Abschlussarbeit einschließlich der Wiederholungs-
termine werden vom Prüfungsausschuss für jedes Stu-
dienjahr rechtzeitig festgelegt und von der jeweils ver-
antwortlichen Lehrkraft bekannt gegeben.

§ 7 Einsicht in die Prüfungsakten

Den Studierenden wird auf Antrag von dem/ der Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses Einsicht in die Prü-
fungsakten bis zu einem Jahr nach Abschluss des Prü-
fungsverfahrens gewährt. Auf die Vorschriften des Ge-
genvorstellungsverfahrens wird verwiesen.

§ 8 Prüfungsleistungen bei körperlichen
Beeinträchtigungen und Behinderungen

Macht ein Kandidat/ eine Kandidatin durch ein ärztliches
Zeugnis glaubhaft, dass er/ sie wegen länger andauern-
der oder ständiger körperlicher Beeinträchtigungen oder
Behinderungen nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz o-
der teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat
der/ die Vorsitzende des Prüfungsausschusses dem Kan-
didaten/ der Kandidatin zu gestatten, gleichwertige Prü-
fungsleistungen in einer anderen Form oder durch eine
verlängerte Prüfungszeit zu erbringen. § 16 Sätze 3 und 4
Hochschulrahmengesetz (HRG) finden Anwendung.

§ 9 Wiederholung von
studienbegleitenden Prüfungsleistungen

Ist eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die
Master- bzw. die Abschlussarbeit einschließlich ihrer
mündlichen Verteidigung mit der Note "fail/ nicht be-
standen (4,1-5,0)" bewertet worden, besteht die Möglich-
keit einer einmaligen Wiederholung der jeweils betroffe-
nen Leistung. Der Prüfungsausschuss legt den Termin
der Wiederholungsprüfung in angemessener Zeit fest.

§ 10 Prüfungsumfang und Prüfungsformen

(1) Die Prüfungsleistungen erfolgen in Form von stu-
dienbegleitenden Prüfungen sowie der Masterarbeit bzw.
Abschlussarbeit und ihrer mündlichen Verteidigung.

(2) Die studienbegleitenden Prüfungen werden in den
Modulen festgelegt und beschrieben. Studienbegleitende
Prüfungsleistungen sind Hausarbeiten/Essays, Referate,
Klausuren oder mündliche Prüfungen.

(3) In den Pflichtmodulen gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 2 bis 4
der Studienordnung werden studienbegleitende Prüfun-
gen durch Hausarbeiten/ Essays und durch mündliche
Referate erbracht, in dem Pflichtmodul gemäß § 7 Abs. 2
Nr. 1 insbesondere durch mündliche Impulsreferate. Das
Modul gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 5 wird mit einer mündlichen
Prüfung abgeschlossen.

(4) Gegenstand der mündlichen Prüfung gemäß Abs. 3
Satz 2 sind die Grundkenntnisse über den Stand der eu-
ropäischen Integration insbesondere ihrer rechtlichen,
politischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen, Rah-
menbedingungen und Entwicklungsperspektiven. Der
Umfang der Grundkenntnisse ergibt sich in erster Linie
aus dem Inhalt der Veranstaltungen des Grundlagense-
mesters.

(5) Die Dauer der mündlichen Prüfung gemäß Abs. 3 Satz
2 beträgt etwa 30 Minuten. Neben der Einzelprüfung ist
auch die Gruppenprüfung mit bis zu vier Prüfungskandi-
daten zulässig. Die Prüfungszeit kann angemessen ge-
kürzt werden.

(6) Studienbegleitende Prüfungsleistungen in den Wahl-
pflichtmodulen gemäß § 7 Abs. 6 der Studienordnung
können außer durch Hausarbeiten/Essays und mündli-
che Referate auch durch Klausuren erbracht werden.
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(7) Der erfolgreiche Abschluss von studienbegleitenden
Prüfungen setzt eine regelmäßige Teilnahme voraus.
Diese ist gegeben, wenn der/die Studierende nicht mehr
als 10 v.H. der Lehrveranstaltungen ohne triftige Gründe
abwesend war. Über die Anerkennung der Gründe ent-
scheidet die verantwortliche Lehrkraft.

(8) In den Pflichtmodulen gemäß § 9 Abs. 1 der Studien-
ordnung sind in drei Pflichtmodulen studienbegleitende
Prüfungsleistungen durch schriftliche Hausarbeiten/ Es-
says zu erbringen, in den übrigen Pflichtmodulen sind
studienbegleitende Prüfungsleistungen durch mündliche
Beiträge, insbesondere Impulsreferate zu erbringen. Ü-
ber Einzelheiten entscheidet die verantwortliche Lehrkraft
zu Beginn der Semesters.

§ 11 Leistungspunkte und Benotung
von Prüfungsleistungen

(1) Studien- und Prüfungsleistungen werden im Rahmen
eines Leistungspunktesystems nachgewiesen und beno-
tet. Die Zahl der Leistungspunkte für ein Modul kenn-
zeichnet den Arbeitsaufwand, der in der Regel notwendig
ist, um die jeweiligen Anforderungen zu erfüllen. Er um-
fasst neben der regelmäßigen Teilnahme an Lehrveran-
staltungen, die zu dem Modul gehören, auch die gesamte
Vor- und Nachbereitung des Lehrstoffs, die Vor- und
Ausarbeitung von eigenen Beiträgen sowie die Vorberei-
tung und Teilnahme an Leistungskontrollen.

(2) Zur Benotung von Prüfungsleistungen sind folgende
Noten zu verwenden:

A 1,0 – 1,5 excellent hervorragend
B 1,6 – 2,0 very good sehr gut
C 2,1 – 3,0 good gut
D 3,1 – 3,5 satisfactory befriedigend
E 3,6 – 4,0 sufficient ausreichend
F 4,1 – 5,0 fail nicht bestanden

(3) Werden Prüfungsleistungen von mehreren Prüfungs-
berechtigten bewertet, bildet sich die Note aus dem a-
rithmetischen Mittel der Bewertungen.

§ 12 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung,
Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als „fail/ nicht bestanden
(4,1 – 5,0)“ bewertet, wenn der Kandidat/ die Kandidatin
ohne triftige Gründe zu einem Prüfungstermin nicht er-
scheint oder nach Beginn der Prüfung zurücktritt. Das-
selbe gilt, wenn eine Hausarbeit im Rahmen einer stu-
dienbegleitenden Prüfungsleistung oder die Masterarbeit
bzw. Abschlussarbeit ohne triftige Gründe nicht inner-
halb der vorgegebenen Bearbeitungszeit vorgelegt wird.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachten Gründe müssen dem Prüfungsausschuss, im
Falle einer Leistung im Rahmen einer studienbegleiten-
den Prüfungsleistung der verantwortlichen Lehrkraft der
jeweiligen Lehrveranstaltung, unverzüglich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandida-
ten/ der Kandidatin ist ein ärztliches Attest vorzule-

gen. Über die Anerkennung der Gründe entscheidet der
Prüfungsausschuss. Werden die Gründe anerkannt, so
wird ein neuer Prüfungstermin anberaumt oder eine
neue Bearbeitungszeit eingeräumt.

(3) Versucht ein Kandidat/ eine Kandidatin, das Ergebnis
einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benut-
zung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt
die Prüfungsleistung als mit „fail/nicht bestanden (4,1 –
5,0)“ bewertet. Diese Entscheidung trifft der/ die zustän-
dige Prüfer/ Prüferin oder treffen die zuständigen Prü-
fer/Prüferinnen.

(4) Ein Kandidat/ eine Kandidatin, der/ die den Ablauf
einer Prüfung stört, kann vom zuständigen Prüfer/der
zuständigen Prüferin von der Prüfung ausgeschlossen
werden. Der Ausschluss hat zur Folge, dass die Prü-
fungsleistung des ausgeschlossenen Kandidaten/der aus-
geschlossenen Kandidatin als „fail/nicht bestanden (4,1 –
5,0)“ gilt.

§ 13 Abschluss des Studiums

(1) Der Abschluss des Studiums besteht aus einer schrift-
lichen Masterarbeit bzw. einer schriftlichen Abschlussar-
beit und ihrer mündlichen Verteidigung. Für die Master-
arbeit bzw. Abschlussarbeit werden 14 Leistungspunkte,
für deren mündliche Verteidigung sechs Leistungspunkte
vergeben.

(2) Die Dauer der mündlichen Verteidigung beträgt etwa
30 Minuten. Dabei ist neben der Einzelprüfung auch eine
Gruppenprüfung mit bis zu vier Prüfungskandidaten
zulässig. Die Prüfungszeit kann angemessen verkürzt
werden.

(3) Gegenstand der mündlichen Verteidigung sind neben
Detailkenntnissen zum Thema der Masterarbeit bzw. der
Abschlussarbeit vertiefte Kenntnisse über den Stand der
europäischen Integration sowie ihrer historischen, kultu-
rellen, rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen und sozi-
alen Voraussetzungen, Rahmenbedingungen und Ent-
wicklungsperspektiven unter besonderer Berücksichti-
gung des nach § 9 Abs. 2 der Studienordnung gewählten
Schwerpunkts des Studiums.

§ 14 Zulassung zur Masterarbeit bzw. Abschluss-
arbeit

(1) Zur Masterarbeit wird zugelassen, wer

1. alle studienbegleitenden Prüfungsleistungen, jeweils
mindestens mit „sufficient/ ausreichend (3,6 – 4,0)“
bewertet, erbracht hat,

2. die praktische Studienzeit gemäß § 8 Abs. 4 der Stu-
dienordnung nachweist und

3. einen ersten berufsqualifizierenden Hochschulab-
schluss nachweist.

(2) Studierende ohne ersten berufsqualifizierenden Stu-
dienabschluss schreiben bei Erfüllung der sonstigen Zu-
gangsvoraussetzungen an Stelle der Masterarbeit eine
Abschlussarbeit.
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§ 15 Masterarbeit bzw. Abschlussarbeit

(1) Das Thema der Masterarbeit bzw. Abschlussarbeit ist
von dem/ der Studierenden in Absprache mit dem Prü-
fer/ der Prüferin bis zum 30. Juni zu wählen und muss
dem gemäß § 9 Abs. 2 der Studienordnung gewählten
Schwerpunkt zugeordnet werden können.

(2) Die Prüfer/ Prüferinnen teilen das gewählte Thema
der Masterarbeit bzw. Abschlussarbeit dem Prüfungsaus-
schuss mit. Mit der Ausgabe des Themas durch den Prü-
fungsausschuss beginnt die Bearbeitungszeit. Die Bear-
beitungszeit beträgt zwei Monate. Die Masterarbeit bzw.
Abschlussarbeit soll einen Umfang von 50 Seiten nicht
überschreiten.

(3) Die Masterarbeit bzw. Abschlussarbeit wird von zwei
Prüfern/ Prüferinnen bewertet. Ihre Note wird aus dem
arithmetischen Mittel der beiden Benotungen gebildet.
Weichen die Bewertungen um mehr als eine Note von-
einander ab oder wird von einem der Prüfer/ von einer
der Prüferinnen die Note „fail/ nicht bestanden (4,1 –
5,0)“ vergeben, so wird durch den Prüfungsausschuss ein
dritter Prüfer/ eine dritte Prüferin bestellt. Die Drittbe-
wertung soll binnen eines Monats erfolgen. Aus den
dann vorliegenden drei Noten wird zur Berechnung der
dann endgültigen Note wiederum das arithmetische Mit-
tel gebildet. Wird die Masterarbeit bzw. Abschlussarbeit
von zwei Prüfern/ Prüferinnen als „sufficient/ ausrei-
chend (3,6 – 4,0)" bewertet und von einem Prüfer/ einer
Prüferin als „fail/ nicht bestanden (4,1 – 5,0)“, so ist die
endgültige Note „sufficient/ ausreichend (3,6 – 4,0)“.

(4) Die Masterarbeit bzw. Abschlussarbeit ist fristgemäß
beim Prüfungsausschuss abzuliefern; der Abgabezeit-
punkt ist aktenkundig zu machen. Bei der Abgabe hat der
Student/ die Studentin schriftlich zu versichern, dass er/
sie seine/ ihre Arbeit selbständig verfasst und keine ande-
ren als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel verwen-
det hat.

(5) Die Masterarbeit bzw. Abschlussarbeit einschließlich
ihrer mündlichen Verteidigung kann bei einer Bewer-
tung, die schlechter als "sufficient/ausreichend (3,6 –
4,0)" ist, nur einmal, und zwar mit einem neuen Thema,
wiederholt werden.

§ 16 Gesamtergebnis

(1) Das Studium ist erfolgreich abgeschlossen, wenn alle
studienbegleitenden Prüfungsleistungen und die Master-
arbeit bzw. Abschlussarbeit einschließlich ihrer mündli-
chen Verteidigung mit der Note „sufficient/ ausreichend
(3,6 – 4,0)“ oder besser bewertet worden sind.

(2) Die Gesamtnote des Studienabschlusses ergibt sich,
nach Leistungspunkten gewichtet, aus den im Studium

erworbenen Noten einschließlich der Note der Masterar-
beit bzw. Abschlussarbeit und ihrer mündlichen Vertei-
digung gemäß der Tabelle in § 11 Abs. 2.

§ 17 Zeugnis, Urkunde, Zertifikate, Nachweise und
Bescheinigungen

(1) Teilnehmern oder Teilnehmerinnen werden über den
erfolgreichen Studienabschluss des Weiterbildenden
postgradualen Zusatzstudiengangs Europawissenschaften
(Masterstudiengang) unverzüglich ein Abschlusszeugnis
gemäß Anlage 1 bzw. 2 ausgestellt.

(2) Aufgrund des Abschlusszeugnisses wird Studierenden
mit einem ersten berufsqualifizierenden Hochschulab-
schluss eine Urkunde über die Verleihung des Hoch-
schulgrades „Master of European Studies“ (abgekürzt
„M.E.S.“) gemäß Anlage 3 ausgestellt. Studierende ohne
einen ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss
erhalten aufgrund des Abschlusszeugnisses ein Zertifikat
gemäß Anlage 4.

(3) Teilnehmer und Teilnehmerinnen, die einzelne Mo-
dule des Weiterbildenden postgradualen Zusatzstudien-
gangs Europawissenschaften (Masterstudiengang) absol-
viert und die dazugehörigen Prüfungen erfolgreich abge-
legt haben, können sich dafür einen Nachweis ausstellen
lassen.

(4) Teilnehmer und Teilnehmerinnen, die nur einzelne
Lehrveranstaltungen des Weiterbildenden postgradualen
Zusatzstudiengangs Europawissenschaften (Masterstu-
diengang) absolviert und keine Prüfung abgelegt haben,
können sich dies  bescheinigen lassen.

§ 18 Ungültigkeit der Prüfung

Hat ein Kandidat/ eine Kandidatin in einer Prüfung ge-
täuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung
des Zeugnisses und der Urkunde bekannt, so kann der
Prüfungsausschuss die Prüfungsnoten für diejenigen
Leistungen, bei deren Erbringung der Kandidat/ die Kan-
didatin getäuscht hat, berichtigen und die Prüfung ganz
oder teilweise für nicht bestanden erklären.

§ 19 In-Kraft-Treten und Übergangsregelung

(1) Die Prüfungsordnung für den Weiterbildenden post-
gradualen  Zusatzstudiengang Europawissenschaften
(Masterstudiengang) tritt am Tag, nach dem sie in allen
Mitteilungsblättern der beteiligten Universitäten veröf-
fentlicht worden ist, in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Vorläufige Prüfungsordnung für
den Postgraduierten-Studiengang „Europawissenschaf-
ten“ vom 19. Mai 2000  (FU-Mitteilungen Nr. 26/200;
Amtliches Mitteilungsblatt der TUB Nr. 10/2000) außer
Kraft.
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Anlage 1

        

Freie Universität Berlin
Humboldt-Universität zu Berlin

Technische Universität Berlin

Gemeinsame Kommission
für den Weiterbildenden postgradualen Zusatzstudiengang

„Europawissenschaften“ (Masterstudiengang)

ABSCHLUSSZEUGNIS

Frau/Herr

geboren am: in:

Studienjahr

hat die Abschlussprüfung nach der Prüfungsordnung für das Weiterbildende Zusatzstudium Europawissenschaften
vom 29. Januar 2003

 mit der Gesamtnote
...........................................................

bestanden.

Die einzelnen Prüfungsleistungen wurden wie folgt bewertet:

Masterarbeit
Thema: Note: 1.Prüfer/in:

2. Prüfer/in:
3. Prüfer/in:

Mündliche Verteidigung Note: 1. Prüfer/in:
2. Prüfer/in:

Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Grundlagensemester (WS ...........)

„Die Europäische Union als Rechtsgemeinschaft“ Note:    Prüfer/in:

„Die Europäische Union als Politische Gemeinschaft“ Note:     Prüfer/in:

„Die Europäische Union als Wirtschaftsgemeinschaft" Note:    Prüfer/in:

„Rechtliche, politische und wirtschaftliche Grundlagen der europäischen Integration mit mündlicher Prüfung
Note: 1.Prüfer/in:

2.Prüfer/in:

Wahlpflichtveranstaltung Note:    Prüfer/in:

Wahlpflichtveranstaltung Note:    Prüfer/in:
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Praktische Studienzeit:

Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Vertiefungssemester (SS ..........)

„Die Europäische Union als Rechtsgemeinschaft“ Note:    Prüfer/in:

„Die Europäische Union als Politische Gemeinschaft“ Note:    Prüfer/in:

„Die Europäische Union als Wirtschaftsgemeinschaft“ Note:    Prüfer/in:

(Stempel der drei Berliner Universitäten)

Berlin, den .....................                                                 Die/Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
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Anlage 2

        

Freie Universität Berlin
Humboldt-Universität zu Berlin

Technische Universität Berlin

Gemeinsame Kommission
für den Weiterbildenden postgradualen Zusatzstudiengang

„Europawissenschaften“ (Masterstudiengang)

ABSCHLUSSZEUGNIS

Frau/Herr

geboren am: in:

Studienjahr

hat die Abschlussprüfung nach der Prüfungsordnung für das Weiterbildende Zusatzstudium Europawissenschaften
vom 29. Januar 2003

 mit der Gesamtnote
...........................................................

bestanden.

Die einzelnen Prüfungsleistungen wurden wie folgt bewertet:

Abschlussarbeit
Thema: Note: 1. Prüfer/in:

2. Prüfer/in:
3. Prüfer/in:

Mündliche Verteidigung Note: 1. Prüfer/in:
2. Prüfer/in:

Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Grundlagensemester (WS ...........)

„Die Europäische Union als Rechtsgemeinschaft“ Note:    Prüfer/in:

„Die Europäische Union als Politische Gemeinschaft Note:    Prüfer/in:

„Die Europäische Union als Wirtschaftsgemeinschaft" Note:    Prüfer/in:

„Rechtliche, politische und wirtschaftliche Grundlagen der europäischen Integration mit mündlicher Prüfung
Note: 1.Prüfer/in:

2. Prüfer/in:

Wahlpflichtveranstaltung Note:     Prüfer/in:

Wahlpflichtveranstaltung Note: Prüfer/in:
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Praktische Studienzeit:

Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Vertiefungssemester (SS ..........)

„Die Europäische Union als Rechtsgemeinschaft“ Note: Prüfer/in:

„Die Europäische Union als Politische Gemeinschaft“ Note: Prüfer/in:

„Die Europäische Union als Wirtschaftsgemeinschaft“ Note: Prüfer/in:

(Stempel der drei Berliner Universitäten)

Berlin, den .....................                                                 Die/Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
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Anlage 3

        

Freie Universität Berlin
Humboldt-Universität zu Berlin

Technische Universität Berlin

Die Gemeinsame Kommission
für den Weiterbildenden postgradualen Zusatzstudiengang

„Europawissenschaften“
verleiht

Frau /Herrn

geboren am: in:

den Grad

Master of European Studies (M.E.S.)

Die Prüfung wurde nach der Prüfungsordnung für den Weiterbildenden postgradualen Zusatz-
studiengang „Europawissenschaften“ vom 29. Januar 2003 mit der Gesamtnote

bestanden.

Berlin, den .........................................................................
Der/ Die Vorsitzende der Gemeinsamen Kommission

(Siegel der drei Berliner Universitäten)
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Anlage 4

        

Freie Universität Berlin
Humboldt-Universität zu Berlin

Technische Universität Berlin

Die Gemeinsame Kommission
für den Weiterbildenden postgradualen Zusatzstudiengang

„Europawissenschaften“

stellt

Frau /Herrn

geboren am: in:

das

Zertifikat
„Europawissenschaften“

aus.

Die Prüfung wurde nach der Prüfungsordnung für das Weiterbildende Zusatzstudium Europa-
wissenschaften vom 29. Januar 2003

mit der Gesamtnote

bestanden.

Berlin, den Der/ Die Vorsitzende der Gemeinsamen Kommission

(Siegel der drei Berliner Universitäten)


